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Text 

Vorarbeiten. 
 

§ 16. (1) Die zum Bau einer Eisenbahn erforderlichen Vorarbeiten bedürfen, wenn hiedurch Rechte Dritter 
berührt werden, der Bewilligung der Behörde. Dem Antrag ist ein Plan des Bauvorhabens, aus dem die 
Linienführung der geplanten Eisenbahn zu ersehen ist, beizugeben; ferner ist anzugeben, innerhalb welcher Zeit 
die Vorarbeiten begonnen und vollendet werden sollen. 

(2) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn der Antragsteller verläßlich und das Bauvorhaben 
wirtschaftlich und technisch durchführbar ist. Sie kann für dieselbe Linie verschiedenen Personen erteilt werden. 
Von der erteilten Bewilligung ist dem Landeshauptmann, sofern dieser nicht selbst zuständig ist, Kenntnis zu 
geben. Dieser hat die Bezirksverwaltungsbehörden und Gemeinden zu verständigen, deren örtlicher 
Wirkungsbereich durch die geplante Eisenbahn berührt wird. 

(3) Die Bewilligung ist je nach Umfang der Vorarbeiten für eine bestimmte Dauer, zumindest jedoch für ein 
Jahr zu erteilen und erlischt sodann. Sie ist auf Antrag zu erneuern, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Bewilligung gegeben sind. 

(4) Durch die Bewilligung erhält der Antragsteller das Recht, auf fremden Liegenschaften die zur 
Vorbereitung des Bauvorhabens erforderlichen Arbeiten unter möglichster Schonung fremder Rechte und 
Interessen vorzunehmen. Er hat den hiedurch verursachten Schaden zu ersetzen. 

(5) Wird dem Antragsteller das Betreten von Liegenschaften, einschließlich der Gebäude und eingefriedeten 
Grundstücke, oder die Beseitigung von Hindernissen verwehrt, so entscheidet auf Antrag eines Beteiligten die 
Bezirksverwaltungsbehörde über die Zulässigkeit der beabsichtigten Handlung. 

(6) Durch die Bewilligung erhält der Antragsteller weder einen Anspruch auf die Verleihung der 
Konzession noch ein sonstiges ausschließliches Recht. 


